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I. Von den Aufgaben und Zwecken des Staates 

Kennzeichen des Staates im Rechtssinn ist seine Befähigung zu 
Rechtssetzung und Rechtsvollziehung. Diese Aufgaben werden in 
einem demokratischen Rechtsstaat mit parlamentarisch-republika-
nischer Staatsform von mehreren Organen erfüllt. 1 Sie haben in 
einem geordneten Miteinander zur Staatsleitung das Erforderliche 
beizutragen, dabei ist zwischen staatsleitenden Entscheidungen in 
Gesetzgebung und Regierung auf der einen und der gesetzesge-
bundenen Vollziehung auf der anderen Seite zu unterscheiden. 
Schon Ulrich Scheuner stellte unter dem Gesichtspunkt der Ver-
teilung und Zuordnung der staatlichen Aufgaben fest: "Das Leben 
des Staates, das als ein steter sich in Gewinnung politischer Ent-
schließung und deren Realisierung wie in der Wahrnehmung der 
institutionell geordneten staatlichen Aufgaben vollziehender Pro-
zeß darstellt, beruht darauf, daß in der Gesamtheit Anstöße entste-
hen und durch gestaltende institutionelle Kräfte zur Auswirkung 
gelangen. Der politische Prozeß ist ohne Zielsetzung und ohne 
immer wieder erneute zusammenfassende Lenkung des Ganzen 
nicht vollziehbar. Diese Leitung erfolgt durch die Ausarbeitung 
und Durchsetzung politischer Initiativen, durch die Ausein~mder­
setzung der politischen Kräfte um ihre Annahme und Ausfor-
mung, durch ihre Überführung in verbindliche Normen auf dem 
Wege der Gesetzgebung, durch die Direktion der ausführenden 
Organe im Vollzug; all das macht den Bereich der eigentlich 
staatsleitenden Entscheidung aus. ,,2 

1 Herbert Schambeck, Regierung und Parlament, Betrachtungen zu 
den parlamentarischen Kontrollrechten, in: Entwicklungstendenzen in 
der modemen Demokratie, Gesellschaft und Politik, Schriftenreihe des 
Instituts für Sozialpolitik und Sozialreform, NF Heft 4/1973, S. 39. 

2* 
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Im Bereich der Staatsleitung wirken sowohl die Gesetzgebung 
als auch die Regierung mit, wenn auch die Volksvertretung und 
die Regierungsorgane in strukturell verschiedener vielfältiger 
Form an Entscheidungen beteiligt sind. Sie setzen eine bestimmte 
Haltung voraus. Ernst Friesenhahn bemerkte: "Im Wesen des par-
lamentarischen Systems liegt die Bereitschaft zum Komprorniß. 
Komprorniß innerhalb der Fraktion, Komprorniß innerhalb der 
Regierungsparteien, Komprorniß auch zwischen Regierungsmehr-
heit und Opposition. Denn das parlamentarische Regime muß ein 
Regime der Toleranz sein.,,3 

Aufgabe des Parlaments ist es dabei, in Gesetzen4 die Grundla-
ge für alles Staatshandeln zu bieten. Auf Grund dieser Gesetze hat 
im demokratischen Rechtsstaat die gesamte Vollziehung und da-
mit auch die Tätigkeit der Regierung zu erfolgen, woraus sich eine 
Vorrangigkeit des Parlaments gegenüber der Regierung ergibt. 
Aus diesem Verhältnis zwischen Rechtssetzem und Rechtsanwen-
dem ergibt sich auch die Aufgabe der Kontrolle5 des Parlaments 
bezüglich der Tätigkeit der Regierung. 

2 Ulrich Scheuner, Die Kontrolle der Staatsmacht im demokratischen 
Staat, Schriftenreihe der Niedersächsischen Landeszentrale für Politische 
Bildung, Verfassungsrecht und Verfassungswirklichkeit - 14, Leer, Han-
nover 1977, S. 31. 

3 Ernst Friesenhahn, Parlament und Regierung im modernen Staat, 
Veröffentlichungen der Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 
Heft 16, 1958, S. 9 ff; Neudruck in: Strukturwandel der modernen Regie-
rung, hrsg.v. Theo Stammen, Wege der Forschung, Band CXIX, Darm-
stadt 1967, S. 127 f. 

4 Siehe Herbert Schambeck, Das Gesetz und seine Funktion heute, in: 
Aus Österreichs Rechtsleben in Geschichte und Gegenwart, Festschrift 
für Ernst C. Hellbling zum 80. Geburtstag, hrsg. von der Rechtswissen-
schaftlichen Fakultät der Universität Salzburg, Berlin 1981, S. 45 ff. 

5 Dazu Richard Bäumlin, Die Kontrolle des Parlaments über Regie-
rung und Verwaltung, Zeitschrift für Schweizerisches Recht 85, 2. Halb-
band, 1966,S. 165ff. 
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Historisch betrachtet hatte die parlamentarische Kontrolle, die 
im vorigen Jahrhundert von der Volksvertretung gegen die vom 
Monarchen eingesetzte Regierung gerichtet war, eine andere Be-
deutung.6 In der konstitutionellen Monarchie standen sich demo-
kratisch-parlamentarische Bestrebungen und monarchisches Prin-
zip gegenüber. Das Parlament war der Ort, wo in freier Diskussion 
der Wille des Volkes gefunden und in Gesetzen allgemein verbind-
lich niedergelegt werden sollte. Die Regierungsmitglieder befan-
den sich nicht selten in einem eigenartigen Loyalitätskonflikt. 
Einmal waren sie dem Monarchen, der sie ernannt hatte und der 
sie auch jederzeit wieder entlassen konnte, verpflichtet, zum ande-
ren wurden sie aber auch durch das Parlament und die von diesem 
beschlossenen Gesetze in ihrer Handlungsfreiheit eingeschränkt. 
Die Regierung war durch das strenge Gebot der Gesetzesstaatlich-
keit dem Parlament untergeordnet. 7 

Mit dem Wechsel der konstitutionellen Monarchie zur parla-
mentarischen Republik wurde die Regierung nur mehr dem Parla-
ment verantwortlich.8 Die Regierungsmitglieder waren jetzt meist 
selbst einflußreiche Parlamentarier, die noch dazu oft als Parteien-
repräsentanten die Verantwortung9 der jeweiligen Partei und Par-
lamentsfraktion in der Staatsleitung - sei es in Parlament oder Re-
gierung - entscheidend mitbestimmten. 10 

6 Helmut Widder, Parlamentarische Strukturen im politischen System -
Zu Grundlagen und Grundfragen des österreichischen Regierungssy-
stems, Berlin-München 1978, S. 188 ff sowie Wilhelm Brauneder, Der 
Beitrag des Parlaments zur Entwicklung des Verfassungsrechts vor 1918, 
in: Herbert Schambeck (Hrsg.), Parlamentarismus und öffentliches Recht 
in Österreich, Erster Teiband, Berlin 1993, S. 62 ff. 

7 V gl. Edwin Loebenstein, Das Gesetz - seine Bedeutung und seine 
Auslegung, in: Herbert Schambeck (Hrsg.), Österreichs Parlamentaris-
mus - Werden und System, Berlin 1986, S. 35 ff. 

8 Siehe Herbert Schambeck, Vom Sinn und Zweck des Parlamentaris-
mus, in: Österreichs Parlamentarismus - Werden und System, S. 12 ff. 

9 Dazu Alois Mock und Herbert Schambeck (Hrsg.), Verantwortung in 
Staat und Gesellschaft, Wien 1977. 
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